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ZUSAMMENFASSUNG 
 

Hintergrund  

Deutschland zählt seit Langem zu den traditionellen großen Gebern öffentlicher Entwicklungszusammen-
arbeit (Official Development Assistance, ODA). Im Jahr 2016 betrugen die deutschen ODA-Leistungen rund 
25 Milliarden Euro.1  

In der von den Vereinten Nationen im Jahr 2015 verabschiedeten Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für nach-
haltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) spielen Entwicklungspolitik und Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) eine besondere Rolle. Deutschland hat sich dieser Agenda verpflichtet: Staat und Zi-
vilgesellschaft engagieren sich für ihre Umsetzung und die deutsche Bundesregierung setzte bereits 2014 
mit der Zukunftscharta „EINEWELT – Unsere Verantwortung“ ein ambitioniertes Zeichen, um Politik, Pri-
vatwirtschaft, Zivilgesellschaft sowie Bürgerinnen und Bürger umfassend in ihr Engagement für eine nach-
haltige Zukunft einzubinden. 

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig zu wissen, ob und in welchem Maße die Bevölkerung2 Entwicklungs-
politik und EZ unterstützt und welche Einstellungen sie ihnen gegenüber hat. Unterstützt die Bevölkerung 
beispielsweise die ODA und das Ziel, 0,7 % des Bruttonationaleinkommens für EZ bereitzustellen? Kennen 
die Bürgerinnen und Bürger die Agenda 2030 und engagieren sie sich für ein SDG? 

Bislang wurden die Einstellungen, das Wissen und das Engagement der deutschen Bevölkerung hinsichtlich 
der EZ und nachhaltiger Entwicklung nur bruchstückhaft erfasst. Die vorliegende Studie soll diese Lücke 
schließen und EZ-Akteuren Feedback aus der Bevölkerung bereitstellen und ihnen sowie einer breiteren 
Öffentlichkeit umfassendes Orientierung- und Trendwissen verfügbar machen. Die Erkenntnisse der Studie 
sollen dazu beitragen, dass entwicklungspolitische Akteure die strategische Ausrichtung des Politik- und 
Handlungsfeldes vor dem Hintergrund der öffentlichen Meinung reflektieren, und Hinweise für die prakti-
sche Arbeit etwa in der Kommunikation oder in der politischen Bildung geben.  

Leitfragen und Datenbasis 

Die Studie widmet sich insbesondere diesen Fragen: 
1. Welche Einstellungen haben die Bürgerinnen und Bürger3 zu Entwicklungspolitik und Entwick-

lungszusammenarbeit sowie zu globaler nachhaltiger Entwicklung? Was wissen sie hierüber 
und wie engagieren sie sich? 

2. Wie haben sich Wissen, Einstellungen und Engagement in den letzten Jahren verändert? 
3. Welche individuellen und gesellschaftlichen Faktoren erklären Einstellungen, Wissen und En-

gagement (zum Beispiel soziodemografische Merkmale, parteipolitische Präferenzen und his-
torische Ereignisse)? 

4. Wie lässt sich die Bevölkerung hinsichtlich ihrer Einstellungen typologisieren, welche Bevöl-
kerungsgruppen lassen sich also hinsichtlich dieser Merkmale sinnvoll voneinander unter-
scheiden? 

Die Studie stützt sich auf die Daten des Aid Attitudes Tracker (AAT), der in sechsmonatigem Turnus in 
Deutschland, Großbritannien, Frankreich und in den USA seit 2013 je etwa 6.000 Menschen zu ihrem Wis-
sen, ihren Einstellungen und ihrem Verhalten hinsichtlich der EZ und entwicklungspolitisch relevanten The-
men befragt. 

  

 

 
1  http://www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/oda/geber/index.html 
2  Der Begriff „(deutsche) Bevölkerung“ bezieht sich in der gesamten Studie auf die in Deutschland lebende Bevölkerung, unabhängig von Staatsbürgerschaft und gemeldetem Wohnsitz. 
3  Der Begriff „Bürgerinnen und Bürger“ bezieht sich in der Studie auf die in Deutschland lebende Bevölkerung und ist unabhängig von Staatsbürgerschaft und gemeldetem Wohnsitz. 
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Zentrale Ergebnisse 

Die deutsche Bevölkerung unterstützt generell die Entwicklungszusammenarbeit in konstant hohem Maße: 
Rund 90 % der Bevölkerung finden EZ wichtig, etwa 40 % fordern ein stärkeres Engagement in der Armuts-
bekämpfung und circa 30 % befürworten eine großzügigere staatliche EZ. Zudem sprechen sich etwa 70 % 
dafür aus, dass Deutschland das 0,7 %-ODA-Ziel der Vereinten Nationen einhält oder gar überschreitet. 
Dies zeigt, dass weite Teile der Bevölkerung Deutschland eine globale Verantwortung zuschreiben. Zugleich 
wollen die Bürgerinnen und Bürger, dass die Bekämpfung von Armut in Deutschland Priorität hat. Sie diffe-
renzieren darüber hinaus kaum zwischen verschiedenen Motiven für EZ wie Wirtschafts- und Sicherheitsin-
teressen oder Fluchtursachenbekämpfung. Die AAT-Daten deuten darauf hin, dass die Bevölkerung eher 
einen allgemeinen Nutzen der EZ sieht.  

Trotz des hohen Zuspruchs sind auch Bedenken in der Bevölkerung weit verbreitet. Etwa 25 % halten EZ für 
unwirksam, während 10 % sie als wirksam einschätzen. Etwa die Hälfte der Bevölkerung positioniert sich 
zwischen diesen Extremen. Die Bürgerinnen und Bürger gehen davon aus, dass rund 50 %der Gelder durch 
Korruption verloren gehen. Wirksamkeitseinschätzung und Korruptionsvermutung sind in der öffentlichen 
Meinung eng verknüpft. 

Auch im internationalen Vergleich ist die Einstellung der deutschen Bevölkerung gegenüber Entwicklungs-
politik und EZ wohlwollend. Rund 40 % der Deutschen und Franzosen sprechen sich für eine Ausweitung 
der staatlichen Armutsbekämpfung aus. In England und USA fällt die Zustimmung mit rund 25 % deutlich 
niedriger aus. Der Wunsch nach einem stärkeren Engagement der Regierung in der Armutsbekämpfung 
steht in allen vier Ländern in einem engen Zusammenhang mit einer eher linken bzw. liberalen politischen 
Orientierung4, dem Gefühl einer moralischen Verpflichtung gegenüber Ländern im globalen Süden und ei-
ner positiven Wirksamkeitseinschätzung. Darüber hinaus unterstützen jüngere Menschen die Ausweitung 
der Armutsbekämpfung stärker als ältere Generationen. 

Bürgerinnen und Bürger befassen sich mit globalen Herausforderungen durch die Medien, aber auch in per-
sönlichen Gesprächen. Dennoch ist ihr spezifisches Wissen zu Entwicklungspolitik, EZ und globaler Entwick-
lung gering. Vor allem nehmen sie die Entwicklung globaler Armut und der Kindersterblichkeit sowie den 
wissenschaftlichen Konsens über den menschlichen Beitrag zum Klimawandel deutlich verzerrt wahr. Die 17 
SDGs sind den Bürgerinnen und Bürgern weitgehend unbekannt. Sie sind indifferent bis skeptisch, ob die 
Ziele erreicht werden können, und sehen nur begrenzt eigene Einflussmöglichkeiten. Selbstwirksamkeit, 
also das Gefühl, etwas beitragen zu können, ist jedoch sehr wichtig, damit sich jemand für die Umsetzung 
der SDGs engagiert. 

Rund 20 % der Bevölkerung spendeten 2017 Geld, 20 % entschieden sich bewusst für oder gegen den Kon-
sum bestimmter Produkte, um positiv auf globale Entwicklung und Armut einzuwirken. Die Menschen über-
nehmen hingegen deutlich seltener Ehrenämter. Dies ist unter anderem auf die moralische Verpflichtung 
des Einzelnen und dessen empfundene Selbstwirksamkeit zurückzuführen, bei Spenden und Konsument-
scheidungen sind zusätzlich die Ressourcen Bildung und Einkommen relevant. 

Die Einstellungen der Bevölkerung zu Entwicklungspolitik und EZ lassen sich zu vier Typen verdichten. Die 
Zuordnung steht in Zusammenhang mit dem soziodemografischen Hintergrund und der Parteiidentifikation 
der Befragten: 

  

 

 
4  Im Rahmen der vorliegenden Studie wird die politische Orientierung immer auf Basis der Selbstverortung auf einer Links-Rechts-Skala operationalisiert (vgl. Tabelle 4 im Anhang). 



Zusammenfassung  |  ix 

1. Unschlüssige (35 %) weisen keine differenzierte Einstellung auf. 
2. Skeptiker (23 %) sorgen sich zwar um die Lage im Globalen Süden und fühlen sich moralisch 

verpflichtet, unterstützen die EZ allerdings nur durchschnittlich und haben Vorbehalte bezüg-
lich ihrer Wirksamkeit sowie eigener Einflussmöglichkeiten. 

3. Gegner (28 %) sind wenig besorgt über die Lage im Süden, empfinden keine moralische Ver-
pflichtung, unterstützen die EZ weniger und schätzen die EZ sowie sich selbst wenig wirksam 
ein.  

4. Unterstützende (14 %) weisen in allen Einstellungsbereichen hohe Zustimmungswerte auf.  

Die Studie widmet sich besonders den Auswirkungen von Fluchtbewegungen auf die Unterstützung der EZ: 
Über den gesamten Erhebungszeitraum von 2013 bis 2017 zeigte sich, dass einerseits nach dem Höhepunkt 
der sogenannten Flüchtlingskrise im September 2015 die Bevölkerung Zuwanderung stärker als Herausfor-
derung wahrnahm und ihre Einstellung zu Geflüchteten geringfügig skeptischer wurde, anderseits jedoch 
ihre Unterstützung für die EZ leicht anstieg. Vor dem Höhepunkt des Zuzugs Geflüchteter geht mit einer 
stärkeren Einschätzung von Zuwanderung als Herausforderung bzw. Verschiebung der politischen Orien-
tierung nach rechts eine geringfügig stärkere Unterstützung der EZ einher.  

Später neutralisierte sich jedoch der Effekt der Zuwanderungswahrnehmung, während sich die Wirkung von 
Verschiebungen in der politischen Orientierung abschwächte. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass im Zuge 
des Zuzugs von Flüchtlingen und der Debatte um EZ als Mittel zur Fluchtursachenbekämpfung tatsächlich 
die Unterstützung für EZ höher war, anderseits nach dem Höhepunkt der „Krise“ vormals positive Einflüsse 
von Wahrnehmungs- und Orientierungsänderung verschwinden. 

Am Ende dieses Berichts werden die Implikationen der öffentlichen Meinung für Entwicklungspolitik- und 
Entwicklungszusammenarbeit sowie für die Bildungs- und Kommunikationsarbeit präsentiert. 
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